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Der völkerrechtswidrige Überfall Russlands auf die Ukraine stellt eine Zäsur dar. Die darauf-

hin erfolgten Sanktionen der EU waren und sind notwendig. Die Folgewirkungen des Krieges 

und der Sanktionen sind auch für die Bevölkerung und Unternehmen in Deutschland schwer-

wiegend. 

 

Die Finanzämter werden diese besondere Situation bei nicht unerheblich negativ wirtschaft-

lich betroffenen Steuerpflichtigen angemessen berücksichtigen. Den Finanzämtern stehen im 

Rahmen der allgemeinen rechtlichen Vorgaben neben der Herabsetzung von Vorauszahlungen 

zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer eine Reihe von Billigkeitsmaßnahmen zur Verfü-

gung, um sachgerechte Entscheidungen treffen zu können. Genannt seien hier insbesondere 

die Stundung oder die einstweilige Einstellung oder Beschränkung der Vollstreckung (Voll-

streckungsaufschub). 

 

Nach Erörterung mit den obersten Finanzbehörden von Bund und Ländern gilt hierzu 

Folgendes: 

 

In jedem Einzelfall ist unter Würdigung der entscheidungserheblichen Tatsachen nach pflicht-

gemäßem Ermessen zu entscheiden, inwieweit ggf. die Voraussetzungen für eine steuerliche 

Billigkeitsmaßnahme vorliegen. Die Finanzämter schöpfen den ihnen hierbei zur Verfügung 

stehenden Ermessensspielraum verantwortungsvoll aus.  
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Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen sind bei bis zum 31. März 2023 eingehenden 

Anträgen keine strengen Anforderungen zu stellen.   

 

Über Anträge auf Billigkeitsmaßnahmen oder Anpassung der Vorauszahlungen unter Einbe-

ziehung der aktuellen Situation soll zeitnah entschieden werden. Auch eine rückwirkende 

Herabsetzung von Vorauszahlungen für das Jahr 2022 ist im Rahmen der Ermessensentschei-

dung möglich.  

 

Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann im Einzelfall aus Billigkeitsgründen verzichtet 

werden. Voraussetzung hierfür ist u. a., dass der Steuerpflichtige seinen steuerlichen Pflich-

ten, insbesondere seinen Zahlungspflichten, bisher pünktlich nachgekommen ist und er in der 

Vergangenheit nicht wiederholt Stundungen und Vollstreckungsaufschübe in Anspruch 

genommen hat, wobei Billigkeitsmaßnahmen aufgrund der Corona-Krise nicht zu Lasten des 

Steuerpflichtigen berücksichtigt werden. In diesen Fällen kommt ein Verzicht auf Stundungs-

zinsen in der Regel in Betracht, wenn die Billigkeitsmaßnahme für einen Zeitraum von nicht 

mehr als drei Monaten gewährt wird. 

 

Des Weiteren gelten die verlängerten Steuererklärungsfristen für die Veranlagungszeiträume 

2020 bis 2024 (Artikel 97 § 36 Absatz 3 EGAO). Näheres hierzu ergibt sich aus dem BMF-

Schreiben vom 23. Juni 2022, BStBl I S. 938. 
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